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1 7 6 . Bundesgesetz: Fürsorge und Schutz der Kriegsgräber und Kriegsdenkmäler aus dem zweiten Weltkrieg für

Angehörige der Alliierten, Vereinten Nationen und für Opfer des Kampfes für ein freies, demokratisches
Österreich und Opfer politischer Verfolgung.

1 7 7 . Bundesgesetz: Regelung sozialversicherungsrechtlicher Verhältnisse aus Anlaß der Aufnahme in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis oder beim Ausscheiden aus einem solchen.

178. Verordnung: Abänderung der Betriebsrats-Wahlordnung — BRWO.
179. Verordnung: Abänderung der Betriebsrats-Geschäftsordnung — BRGO.
180. Verordnung: Durchführung des Bundesgesetzes über die Zündmittelsteuer.
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1 7 5 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1948 über
die Fürsorge für Kriegsgräber aus dem ersten

und zweiten Weltkrieg.
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Die im Gebiete der Republik Österreich

befindlichen. Kriegsgräber werden dauernd erhal-
ten. Die Sorge für die würdige und geziemende
Erhaltung dieser Gräber obliegt; in Ergänzung
einer Pflege von anderer Seite dem Bund.

§ 2. (1) Der Eigentümer eines Grundstückes,
in dem solche Gräber liegen, ist verpflichtet, die
Gräber dauernd zu belassen, sie zugänglich zu
erhalten und alle Vorkehrungen zu dulden, die
der Instandhaltung der Gräber dienen.

(2) Diese Verpflichtung ist eine öffentliche Last,
die allen öffentlichen und privaten Rechten im
Range vorgeht und der Eintragung in das Grund-
buch nicht bedarf.

§ 3. (1) Aus besonderen Gründen, insbesondere
wenn ein öffentliches Interesse vorliegt und an
anderen Orten eine würdige Ruhestätte für die
sterblichen Überreste gesichert ist, können
Kriegsgräber verlegt werden.

(2) Die Entscheidung trifft das Bundesministe-
rium für Inneres nach Anhörung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung.

§ 4. Vor dem Tage des Wirksamkeitsbeginnes
dieses Bundesgesetzes abgeschlossene Verträge
über eine Beanspruchung von Grundstücken für
Zwecke der Kriegsgräberfürsorge verlieren mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ihre
Gültigkeit.

§ 5. Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes
gelten für die Kriegsgräber des ersten Welt-

krieges sowie jene Kriegsgräber des zweiten Welt-
krieges, die nicht schon unter die Bestimmungen
des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1948, B.G.Bl.
Nr. 176, fallen.

§ 6. Kriegsgräber im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind:

a) die Gräber aller nach dem 28. Juli 1914
im Bundesgebiet beerdigten Personen, die
im Zeitpunkte ihres Todes entweder An-
gehörige der bewaffneten Macht der ehe-
maligen österreichisch-ungarischen Monar-
chie, eines ihr im Weltkrieg verbündeten
oder eines feindlichen Staates waren oder
zum Gefolge eines dieser Streitkräfte ge-
hörten;

b) die Gräber aller nach dem 1. September 1939
im Bundesgebiet beerdigten Personen, die
im Zeitpunkt ihres Todes entweder Ange-
hörige der Streitkräfte der am Krieg be-
teiligten Staaten waren oder zu deren Ge-
folge gehörten;

c) die Gräber jener Personen, welche als
Kriegsgefangene oder als Zivilinternierte
oder als sonstige Kriegsteilnehmer oder
Opfer dieser Kriege nach den angeführten
Zeitpunkten im Bundesgebiete bestattet
wurden.

§ 7. Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses Bun-
desgesetzes treten alle den gleichen Gegenstand
regelnden Rechtsvorschriften des Deutschen Rei-
ches, insbesondere die Verordnung über die Ein-
führung des Kriegsgräberfürsorgerechts in der
Ostmark und im Reichsgau Sudetenland vom
10. November 1939 (Deutsches R. G. Bl. I
S. 2230, Gesetzblatt für Österreich Nr. 1432/
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1939), das Gesetz über die Erhaltung der Kriegs-
gräber aus dem Weltkrieg vom 29. Dezember
1922 (Deutsches R. G. Bl. 1923 I S. 25) sowie
die Verordnung über die Erhaltung der Kriegs-
gräber aus dem Weltkrieg vom 31. Dezember
1922 (Reichsministerialblatt 1923, S. 9) außer
Kraft.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres betraut.

Renner
Figl Helmer

1 7 6 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1948 über
die Fürsorge und den Schutz der Kriegs-
gräber und Kriegsdenkmäler aus dem zweiten
Weltkrieg für Angehörige der Alliierten,
Vereinten Nationen und für Opfer des
Kampfes um ein freies, demokratisches
Österreich und Opfer politischer Verfolgung.

Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. (1) Die Gräber der Angehörigen der alli-

ierten Armeen, der im Kampfe um die Befreiung
Österreichs gefallenen Angehörigen der Vereinten
Nationen sowie aller anderen im Kampfe um ein
freies, demokratisches Österreich gefallenen
Opfer, die sich im Gebiete der Republik Öster-
reich befinden, werden dauernd erhalten. Die
Sorge für die Erhaltung dieser Gräber obliegt
in Ergänzung einer Pflege von anderer Seite
dem Bund.

(2) Den im Abs. (1) bezeichneten Gräbern sind
gleichzuhalten die Gräber der Angehörigen der
alliierten Mächte, Vereinten Nationen und der
Opfer des Kampfes um ein freies, demokratisches
Österreich und der Opfer politischer Verfolgung,
welche als Kriegsgefangene, als Zivilinternierte,
als Zwangsarbeiter oder als Häftlinge in Kon-
zentrationslagern oder Gefängnissen gestorben
und im Gebiete der Republik Österreich be-
erdigt sind.

§ 2. (1) Der Eigentümer eines Grundstückes,
in welchem solche Gräber liegen, ist verpflichtet,
die Gräber dauernd zu belassen, sie zugänglich
zu erhalten und alle Vorkehrungen zu dulden,
die der würdigen Instandhaltung der Gräber
dienen.

(2) Diese Verpflichtung ist eine öffentliche Last,
die allen öffentlichen und privaten Rechten im
Range vorgeht und der Eintragung in das
Grundbuch nicht bedarf.

§ 3. (1) Aus besonderen Gründen, insbesondere
wenn ein öffentliches Interesse vorliegt und an
anderen Orten eine würdige Ruhestätte für die
sterblichen Überreste gesichert ist, können
Kriegsgräber verlegt werden.

(2) Die Entscheidung trifft das Bundesmini-
sterium für Inneres nach Anhörung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwaltung.

§ 4. Vor dem Tage des Wirksamkeitsbeginnes
dieses Bundesgesetzes abgeschlossene Verträge

über die Beanspruchung von Grundstücken für
Zwecke der Kriegsgräberfürsorge verlieren mit
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ihre
Gültigkeit.

§ 5. Öffentliche Denkmäler zu Ehren der im
§ 1 bezeichneten Personen oder zu Ehren der
von den Streitkräften einer alliierten Macht im
Kampfe um die Befreiung Österreichs vollführten
Heldentaten sowie die von den alliierten Mächten
errichteten und als solche bezeichneten Gedächtnis-
stätten sind, gleichgültig in wessen Eigentum sie
stehen, Denkmäler im Sinne des Denkmalschutz-
gesetzes, B. G. Bl. Nr. 533/1923.

§ 6. (1) Wer aus politischer Gehässigkeit die
Grabstätten einer der im § 1 bezeichneten Per-
sonen zerstört, beschädigt oder verunehrt oder
sich an dem Leichnam oder der Asche des Toten
vergreift, macht sich eines Verbrechens schuldig
und wird, sofern die Tat nicht eine schwerer ver-
pönte strafbare Handlung darstellt, mit schwerem
Kerker von einem bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, w e r aus politischer
Gehässigkeit ein öffentliches Denkmal zu Ehren
der im § 1 bezeichneten Personen oder zu E h r e n
der von Streitkräften einer alliierten Macht
im Kampfe u m die Befreiung Österreichs voll-
führten Heldenta ten oder eine von einer der
alliierten Mächte errichtete und alls solche bezeich-
nete Kriegsgedächtnisstätte zerstört , beschädigt
oder besudelt.

(3) Ist der Tä te r ein Ausländer, so ist auf Lan-
desverweisung z u erkennen, auch wenn die T a t
eine schwerer verpönte strafbare Handlung dar -
stellt.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres, mi t de r
Vollziehung des § 6 jedoch das Bundesministe-
rium für Justiz betraut .

Renner
Figl Helmer Gerö

177 . Bundesgesetz vom 8. Juli 1948
über die Regelung sozialversicherungsrecht-
licher Verhältnisse aus Anlaß der Aufnahme
in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis
oder beim Ausscheiden aus einem solchen.
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die sozial-

versicherungsrechtlichen Verhältnisse von Per-
sonen, die in ein öffentlich-rechtliches Dienst-
verhältnis aufgenommen werden, ferner von
Personen, die aus einem solchen ausscheiden, ohne
daß ihnen ein Ruhegenuß oder ihren Hinterblie-
benen ein Versorgungsgenuß aus diesem Dienst-
verhältnis zusteht.

A b s c h n i t t I.
Gemeinsame Bestimmungen.

§ 2. Die Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis oder das Ausscheiden aus einem
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solchen wird in der Sozialversicherung, wenn die
Aushändigung oder Zustellung des Dekretes oder
in Ermangelung eines Dekretes der Aktenver-
merk über die Verständigung an einem Monats-
ersten erfolgt, mit diesem Tage, sonst mit dem
nächstfolgenden Monatsersten wirksam.

A b s c h n i t t II.

Unfallversicherung.

§ 3. Bereits bestehende Ansprüche aus der Un-
fallversicherung werden durch die Aufnahme in
ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis nicht
berührt.

§ 4. (1) Hat sich der Unfall vor der Übernahme
in die Unfallfürsorge nach dem deutschen Be-
amtenrecht ereignet und wurde infolge der Über-
nahme die Entschädigung aus der gesetzlichen
Unfallversicherung nicht oder nicht mehr ge-
währt, so hat der zuständige Träger der Unfall-
versicherung diese Entschädigung mit Einstellung
der Unfallfürsorge nach Maßgabe des Abs. (2)
zu leisten.

(2) Der Anspruch auf eine Leistung des Unfall-
versicherungsträgers nach Abs. (1) und ihr Aus-
maß richten sich nach den geltenden gesetzlichen
Vorschriften. Als Arbeitsverdienst hat hiebei der
Verdienst zu gelten, der dem Versicherten unter
den im Zeitpunkte des Unfalles gegebenen Ver-
hältnissen im Jahre 1946 zugekommen wäre.

(3) Der Anspruch auf die nach den Abs. (1)
und (2) gebührenden Leistungen ist bei sonstigem
Verlust binnen sechs Monaten nach der Kund-
machung dieses Bundesgesetzes, beziehungsweise
nach späterer Rückkehr in das Gebiet der Repu-
blik Österreich beim zuständigen Träger der
Unfallversicherung anzumelden.

§ 5. Steht die dienstrechtliche Regelung vor,
daß Bediensteten, die infolge Gewährleistung der
Unfallfürsorge im Zeitpunkt ihres Unfalles ver-
sicherungsfrei waren, eine Entschädigung dieses
Unfalles gewährt wird, so kann die Durchführung
der Unfallfürsorge einem Träger der Unfallver-
sicherung übertragen werden. Hiebei sind die
versicherungsrechtlichen Vorschriften über Be-
stand und Ausmaß der Leistung sinngemäß an-
zuwenden. Der hieraus erwachsende Aufwind
zuzüglich eines angemessenen Anteiles an den
Verwaltungskosten ist dem Versicherungsträger
zu ersetzen.

A b s c h n i t t III.

Rentenversicherung.
§ 6. (1) Werden im öffentlich-rechtlichen

Dienstverhältnisse Zeiten für die Bemessung des
Ruhe(Versorgungs)genusses angerechnet, die vor
Aufnahme in diese6 Dienstverhältnis in der In-
validen-, Angestellten- oder knappschaftlichen
Rentenversicherung als Beitrags- oder Ersatz-
zeiten erworben worden sind, so gilt die An-
wartschaft aus der Versicherung, die sich unter
Beschränkung auf diese Zeiten ergibt, in dem

Zeitpunkte als gewahrt, in dem bei oder nach
Eintritt des Versicherungsfalles ein Ruhe(Ver-
sorgungs)genuß anfällt oder nach Anfall eines
Ruhe(Versorgungs)genusses der Versicherungs-
fall eintritt. Kommen hiebei weniger als 60 Bed-
tragsmonate in Betracht, so gilt als Anwartschaft
der Steigerungsbetrag zuzüglich des verhältnis-
mäßig entfallenden Teiles des Grundbetrages. Die
Vorschriften über Mindestleistungen werden bei
Ermittlung dieser Anwartschaft nicht berück-
sichigt.

(2) F ü r den Anfall der Leistung aus d e r nach
Abs. (1) gewahrten Anwartschaft entfällt das
Erfordernis der Wartezeit.

(3) Die Rente , die de r nach Abs. (1) gewahr ten
Anwartschaft entspricht , s t eh t von dem im glei-
chen Absatze bezeichneten Zeitpunkte ab der den
Ruhe(Versorgungs)genuß anweisenden Stelle so
lange zu, als der Ruhe(Versorgungs)genuß läuft.

§ 7. Dem Versicherten, beziehungsweise sei-
nen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen steht
in Fällen der Anrechnung von Beitrags- und Er-
satzzeiten der gesetzlichen Versicherung für die
Bemessung des Ruhe(Versorgungs)genusses [§ 6,
Abs. (1)] ein Leistungsanspruch aus der gesetz-
lichen Versicherung nur insoweit zu, als sich
ein solcher nach den allgemeinen sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorschriften ergibt und dieser
Anspruch die Rentenleistung nach § 6, Abs. (3),
übersteigt.

§ 8. (1) Ist in einer gesetzlichen Versicherung ein
aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
Ausgeschiedener nachzuversichern, für den aus
Anlaß des Eintrittes in dieses Dienstverhältnis
im Sinne sozialversicherungsrechtlicher Vorschrif-
ten ein Überweisungsbetrag an den Dienstgeber
gezahlt worden war, so hat dieser, unbeschadet
der Verpflichtung zur Nachentrichtung der Bei-
träge, den Überweisungsbetrag samt Zinsen, die
nach dem jeweils geltenden Wechselzinsfuß vom
seinerzeitigen Zeitpunkt der Zahlung an zu be-
rechnen sind, an den zuständigen Versicherungs-
träger zurückzuzahlen.

(2) W u r d e de r Überweisungsbetrag für die
nachzuversichernde Person seinerzeit an diese
geleistet, so ist diese berechtigt , den Betrag samt
Zinsen i n der in Abs. (1) angegebenen H ö h e
binnen sechs Mona ten nach Kundmachung dieses
Bundesgesetzes a n den zuständigen Versicherungs-
t räger zurückzuzahlen. Der Versicherungsträger
kann bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger
Ums tände diese Frist ver längern oder Te i lzah-
lungen bewilligen.

(3) Die der Berechnung des Überweisungs-
betrages zug runde gelegten Beitrags- u n d Ersa tz-
zeiten sind nach dessen Rückers ta t tung für den
Anfall u n d das Ausmaß d e r Leistungen aus der
gesetzlichen Versicherung so zu berücksichtigen,
als wenn seinerzeit der Überweisungsbetrag nicht
geleistet worden wäre.
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A b s c h n i t t IV.

Übergangsbestimmungen.

§ 9. (1) Die Verrechnung der auf Grund einer
gesetzlich vorgeschriebenen Nachversicherung zu
entrichtenden Beiträge und eines rückzuerstatten-
den Überweisungsbetrages (§ 8) wird, soweit für
die Zeit der Besetzung des Gebietes der Republik
Österreich reichsdeutsche Dienststellen als
Dienstgeber in Betracht kommen, zwischenstaat-
licher Regelung vorbehalten. Ist jedoch bei einer
Person, deren Nachversicherung vorbehalten ist,
der Versicherungsfall bereits vor Verlautbarung
dieses Bundesgesetzes eingetreten oder tritt er
später vor Inkrafttreten der zwischenstaatlichen
Regelung ein, so entrichtet der Bund vorschuß-
weise auf Rechnung des Zahlungspflichtigen die
Beiträge und einen rückzuerstattenden . Über-
weisungsbetrag an den zuständigen Versiche-
rungsträger. Die Zahlung hat binnen vier Wo-
chen nach Einlangen der Anzeige des Versiche-
rungsträgers über den Eintritt des Versicherungs-
falles und die Höhe des zu entrichtenden Betrages
zu erfolgen.

(2) In Fällen, in denen die Nachentrichtung
von Beiträgen nach Abs. (1) vorbehalten ist,
haben der Versicherte, beziehungsweise die nach
ihm anspruchsberechtigten Hinterbliebenen die
Feststellung der nach Abs. (1) zu verrechnenden
Beträge bei ihrem zuständigen Versicherungs-
träger binnen sechs Monaten nach Kundmachung
dieses Bundesgesetzes zu beantragen, wenn der
Versicherungsträger diese Feststellung nicht von
Amts wegen vornimmt. Diese Frist verlängert
sich um Zeiträume, während derer der Antrag-
steller nachweislich ohne eigenes Verschulden ver-
hindert war, den Antrag zu stellen. Über die
Feststellung hat der Versicherungsträger einen
mit Rechtsmittelbelehrung versehenen Bescheid zu
erlassen. Dieser kann mit dem im Verwaltungs-
verfahren vorgesehenen Rechtsmittel angefochten
werden. Das Rechtsmittel hat keine aufschiebende
Wirkung. Die Entscheidung ist endgültig.

(3) Nachzuentrichtende Beiträge und ein rück-
zuerstattender Überweisungsbetrag, die nach
Abs. (2) rechtskräftig festgestellt sind, gelten in
Versicherungsfällen, die vor Verlautbarung dieses
Bundesgesetzes eingetreten sind oder später vor
Inkrafttreten der im Abs. (1), erster Satz, vor-
gesehenen Regelung eingetreten, für den Anfall
und das Ausmaß der Leistungen jedenfalls als
rechtzeitig entrichtet.

A b s c h n i t t V.

Schlußbestimmungen.

§ 10. Durch Verordnung können alle oder ein-
zelne Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für
bestimmte Gruppen von Bediensteten, die in
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis zum
Bund, zu einem Lande, einem Gemeindeverbande,

einer Gemeinde oder einer öffentlich-rechtlichen
Körperschaft stehen, anwendbar erklärt werden.

§ 11. Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend
mit 10. April 1945 in Kraft.

§ 12. Mat der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Budesministerium für soziale Ver-
waltung im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien betraut.

Renner
Figl Maisel

178. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 24. August 1948,
betreffend die Abänderung der Verordnung
vom 24. Juli 1947, B. G.Bl. Nr. 211, über
die Wahl der Betriebsräte und Vertrauens-
männer (Betriebsrats-Wahlordnung —

BRWO.).

Auf Grund der §§ 9, Abs. (10), und 12,
Abs. (5), des Bundesgesetzes vom 28. März 1947,
B. G. Bl. Nr. 97, in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 30. Juni 1948, B.G.Bl. Nr. 157,
über die Errichtung von Betriebsvertretungen
(Betriebsrategesetz — BRG.) wird verordnet:

In den §§ 5, 29, Abs. (1), und 37, Abs. (1),
der Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 24. Juli 1947, B. G. Bl.
Nr. 211, über die Wahl der Betriebsräte
und Vertrauensmänner (Betriebsrats-Wahlord-
nung — BRWO.) sind die Worte „die Dauer
eines Jahres" durch die Worte „die Dauer von
zwei Jahren" zu ersetzen.

Maisel

179. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 24. August 1948,
betreffend die Abänderung der Verordnung
vom 8. August 1947, B. G. Bl. Nr. 221, über
die Geschäftsordnung und Geschäftsführung
der Betriebsvertretungen (Betriebsrats-Ge-

schäftsordnung — BRGO.).

Auf Grund des Bundesgesetzes vom 28. März
1947, B. G. Bl. Nr. 97, in der Fassung des Bun-
desgesetzes vom 30. Juni 1948, B. G. Bl. Nr. 157,
über die Errichtung von Betriebsvertretungen
(Betriebsrätegesetz — BRG.) wird verordnet:

In den §§ 20, Abs. (1), 54, Abs. (1), und 60,
Abs. (1), der Verordnung des Bundesministeri-
ums für soziale Verwaltung vom 8. August
1947, B.G.Bl. Nr. 221, über die Geschäftsord-
nung und Geschäftsführung der Betriebsver-
tretungen (Betriebsrats-Geschäftsordnung —
BRGO.) sind die Worte „ein Jahr" durch die
Worte „zwei Jahre" zu ersetzen.

Maisel
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1 8 0 . Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 1. September 1948 zur
Durchführung des Bundesgesetzes vom
7. Juli 1948, B.G.Bl. Nr. 169, über die

Zündmittelsteuer.
Auf Grund der §§ 7, Z. 2, 8 und 12 des Bun-

degesetzes vom 7. Juli 1948, B . G . B l . N r . 169,
wird verordnet :

Zu § 1 des Gesetzes.

§ 1. Unter den Begriff Zündmit te l fallen im
einzelnen:

1. Hölzer , außerdem Spänchen, Stäbchen, Röll-
chen und dergleichen aus Holz , Papier, Pappe,
gepreßten Pflanzenfasern, Schilf, Stroh und ähn-
lichen Stoffen, die mit einer durch Reibung ent-
flammbaren Zündmasse versehen sind;

2. Zur Verwendung als Zündhölzer best immte
Hölzer , außerdem Spänchen, Stäbchen, Röllchen
und dergleichen, aus den in Ziffer 1 genannten
Stoffen, die zwar noch keine Zündmasse auf-
weisen, die aber un te r Beigabe von Zündmasse
oder sonstigen fü r die Selbstherstellung von
Zündmi t t e ln erforderlichen Stoffen in den Ver-
keh r gebracht werden;

3. Kügelchen, Bänder, Tafeln, Würfel oder
sonstige Erzeugnisse aus Papier, Pappe, Holz ,
Holzspänen, Holzmehl , Kleie, auch mi t Paraffin
ode r H a r z versetzt, oder sonstigen leicht entzünd-
baren Stoffen, die mi t einer durch Reibung ent-
flammbaren Zündmasse versehen sind;

4. Zündmit te l in Stab-, Band-, Kugel- oder
anderer Form, die aus einer durch Reibung ent-
flammbaren Zündmasse bestehen.

Zu § 3 des Gesetzes.

§ 2. Als aus dem Herstellungsbetrieb wegge-
bracht gelten Zündmit te l , sobald sie aus den an-
gemeldeten R ä u m e n (§ 11) entfernt werden.

Zu § 4 des Gesetzes.

§ 3 . (1) Auf jeder im Inland hergestellten, für
den Inlandabsatz best immten Einzelpackung sind
Fi rmenname u n d O r t des Herstellungsbetriebes
oder ein i h m auf Ant rag von der zuständigen
Finanzlandesdirektion zugeteiltes Kennzeichen
anzubringen.

(2) Das Kennzeichen ist deutlich an gut sicht-
ba re r Stelle anzubringen.

(3) In der gleichen Weise sind auch die U m -
schließungen der Einzelpackungen sowie alle
weiteren Umschließungen zu kennzeichnen.

§ 4. (1) Aus dem Auslande eingehende Zünd-
mittel dürfen nur dann zum freien Verkehre
abgefertigt werden, wenn sie mit einem vom
Bundesministerium für Finanzen zugelassenen
Kennzeichen versehen sind.

(2) Bei den im Reiseverkehr und im kleinen
Grenzverkehr steuerfrei eingeführten Zündmitteln
ist eine Kennzeichnung nicht erforderlich.

§ 5. Zündmittel dürfen nach ihrer Wegbrin-
gung aus dem Herstellungsbetriebe oder nach der
Abfertigung zur Einfuhr vor ihrer Abgabe in
den Verbraucher nicht umgepackt werden.

Zu § 5 des Gesetzes.

§ 6. (1) Der Steuerschuldner hat die Anmel-
dung der Zündmittel zur Steuerfestsetzung dem
für den einzelnen Herstellungsbetrieb zustän-
digen Finanzamte nach Muster 1 einzureichen
und den entfallenden Steuerbetrag selbst zu er-
rechnen. Die Anmeldung hat den Verzicht auf
einen Steuerbescheid und auf die Einlegung
eines Rechtsmittels für den Fall zu enthalten,
daß die Steuerschuld den Angaben entsprechend
festgesetzt wird.

(2) Die zur Einfuhr gelangenden Zündmittel
sind anläßlich der Verzollung oder Vormerk-
behandlung auch mit einer Anmeldung nach
Muster 1 in einfacher Ausfertigung anzumelden.
Im Reiseverkehr und kleinen Grenzverkehr ist
mündliche Anmeldung zulässig.

§ 7. (1) Die Finanzämter» haben die nach § 6,
Abs. (1), zu erstattenden Anmeldungen zu
prüfen, den Steuerbetrag festzusetzen und in das
nach Muster 2 zu führende Zündmittelsteuer-
anmeldungsbuch einzutragen. Stimmt der fest-
zusetzende Betrag mit dem angemeldeten über-
ein, so ist der Steuerbetrag auf der An-
meldung zu vermerken. Führt die Prüfung zu
einer Abweichung vom Steuerbetrag, den der
Steuerschuldner errechnete, hat das Finanzamt
unverzüglich einen Steuerbescheid an den
Steuerschuldner zu erlassen.

(2) Die Zollämter haben die auf die zur Ein-
fuhr gelangenden Zündmittel entfallende Zünd-
mittelsteuer an Hand der nach § 6, Abs. (2), zu
erstattenden Meldungen zu berechnen und einzu-
heben.

Zu § 7 des Gesetzes.
§ 8. (1) Die mit der Wegbringung der Zünd-

mittel aus dem Herstellungsbetriebe entstandene
Steuerschuld entfällt, wenn die Zündmittel be-
stimmungsgemäß ausgeführt wurden.

(2) Sollen Zündmittel vom Ausgangslager
(§ 15) eines Herstellungsbetriebes unversteuert
ausgeführt werden, so hat der Versender dem
Frachtbriefe eine für das Austrittszollamt be-
stimmte Anzeige (Austrittsanzeige) beizu-
schließen, welche die zur Festhaltung der Näm-
lichkeit der Sendung erforderlichen Angaben zu
enthalten hat. Die Anzeige i6t vom Austritts-
zollamte einzuziehen und nach amtlicher Ab-
fertigung der Sendung mit der Bestätigung des
Austrittes über die Zollgrenze unmittelbar an
den Versender zurückzusenden;

§ 9. (1) Das Finanzamt kann auf Antrag wider-
ruflich genehmigen, daß bei der unmittelbaren
Ausfuhr von Zündmitteln durch die Post oder
Eisenbahn die zu versendenden Zündmittel vor
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ihrer Wegbringung aus dem Ausgangslager in
ein Post- und Eisenbahnausgangsbuch nach
Muster 3 eingetragen werden. Die Pakete sind
mit einem grünen Zettel zu bekleben, der in
schwarzer Farbe den Aufdruck „Zündmittel!
Beim Verbleib im Inland steuerpflichtig!"
sowie die Nummer des Po6t- und Eisenbahnaus-
gangsbuches und den Namen und Wohnort des
Versenders enthalten muß. Die Begleitpapiere
müssen denselben Aufdruck und Vermerk
tragen.

(2) Die Dienststellen der Post- und Eisenbahn-
verwal tung sind verpflichtet, den Empfang der
bei ahnen angelieferten, nach Abs. (1) gekenn-
zeichneten Pakete unter Beidrückung ihres
Dienststempels in dem Post- und Eisenbahnaus-
gangsbuch zu bestätigen, im Falle der unterblie-
benen Ausfuhr ist das für den Versender zustän-
dige Finanzamt hievon zu verständigen.

(3) Die Überwachungsorgane des Finanzamtes
sind berechtigt, die zur Aufgabe an d ie Post oder
Eisenbahn fertiggestellten Pakete von der Ver-
sendung zurückzuhalten, um Ar t u n d Menge der
dar in enthaltenen Zündmittel festzustellen.

(4) Die Überwachungsorgane haben bei jedem
Besuch des Herstellungsbetriebes die Ein-
t ragungen im Post- und Eisenbahnausgangsbuch
seit der le tzten Prüfung m i t den Geschäfts-
büchern und Geschäftspapieren {Bestellschreiben,
Rechnungen, Empfangsbestät igungen d e r aus-
ländischen Abnehmer usw.) zu vergleichen. Die
Prüfung u n d der Vergleich kann st ichproben-
weise erfolgen u n d ist im Post- und Eisenbahn-
ausgangsbuche zu vermerken.

(5) Für jeden Einzelfall, in d e m die auf-
er legten Bedingungen nicht eingehalten werden,
ist dem Betriebsinhaber, unabhängig von dem
e t w a einzulei tenden Strafverfahren, eine Geld-
b u ß e aufzuerlegen (§ 203 AO.) .

Z u § 8 des Gesetzes.

§ 10. (1) Die Zündmit te ls teuer wi rd auf A n -
trag rückvergütet, wenn der Hersteller Zünd-
mittel, für die eine Steuerschuld entstanden ist,
in den Betrieb, in dem die Zündmittel hergestellt
wurden, zurücknimmt.

(2) Der Hersteller hat die Rückvergütung für
die in einem Monat zurügenommenen Zünd-
mittel mit einer Nachweisung nach Muster 4
zu beantragen. Die einzelnen Anträge sind mit
dem Schriftwechsel, aus dem der Tag der Liefe-
rung sowie der Grund der Zurücknahme er-
sichtlich sein müssen und mit den vorhandenen
Versandpapieren zu belegen.

(3) Die Nachweisung ist mit den zugehörigen
Belegen bis zum 5. des folgenden Monates dem
Finanzamte einzureichen. Der nach Prüfung und
Aufklärung etwaiger Unstimmigkeiten zur Rück-
vergütung gelangende Betrag ist auf rückständige

oder künftig fällig werdende Zündmittelsteuer
anzurechnen.

(4) Die der Nachweisung beigefügten Belege
sind dem Hersteller wieder auszuhändigen.

Zu § 9 des Gesetzes.

§ 11. (1) Wer der Zündmittelsteuer unter-
liegende (steuerpflichtige) Erzeugnisse herstellen
will, hat dies vier Wochen vor Eröffnung des
Betriebes dem zuständigen Finanzamte in dop-
pelter Ausfertigung zu melden.

(2) Die Anmeldung hat zu enthalten:

1. einen Lageplan der Betriebsräume unter be-
sonderer Kennzeichnung der Ausgangslagerräume
(§ 15) sowie der mit den Betriebs- und Lager-
räumen in Verbindung stehenden oder unmittel-
bar angrenzenden Räume,

2. eine Beschreibung des Herstellungsverfahrens
unter Angabe der verwendeten Roh- und Hilfs-
stoffe sowie Halbfabrikate,

3. die Betriebsordnung nach Tagesstunden und
den Namen des verantwortlichen Betriebsleiters.

(3). Die Betriebsstätte darf keine Einrichtungen
aufweisen, die eine besondere Erschwernis der
finanzbehördlichen Überwachung zur Folge haben.

(4) Durch die Bestimmungen der Abs. (1) bis
(3) werden die durch Verordnung vom 24. Mai
1909, R.G.Bl. Nr. 81, in der Fassung der Ver-
ordnung vom 25. Mai 1926, B. G. Bl. Nr. 133,
getroffenen Bestimmungen über die Zuständigkeit
zur Erteilung von Konzessionen für die gewerb-
liche Erzeugung von Zündwaren nicht berüht.

§ 12. (1) Das Finanzamt läßt die Richtigkeit
der Anmeldungen nach § 11, Abs. (1) bis (3),
durch seine Überwachungsorgane überprüfen.
Gegenstand der Prüfung ist insbesondere, ob die
Ausgangslagerräume den Erfordernissen des § 15
entsprechen.

. (2) Das Ergebnis der Überprüfung wird in einem
doppelt auszufertigenden, mit der Unterschrift
des Überwachungsorganes und des Betriebs-
inhabers oder seines verantwortlichen Betriebs-
leiters zu versehenden Protokolle (Befundsproto-
kolle) niedergelegt. Dem Protokoll werden die
vom Betriebsinhaber nach § 11, Abs. (2), vor-
gelegten Pläne und Beschreibungen angeschlossen.
Das Protokoll ist dem Finanzamte zur Über-
prüfung vorzulegen, welches die etwa erforder-
lichen Ergänzungen veranlaßt. Ergeben sich keine
Anstände oder sind die erhobenen Anstände be-
seitigt, wird dies vom Finanzamte auf beiden
Protokollausfertigungen unter Beisetzung des
Amtsstempels bestätigt.

(3) Eine Ausfertigung des Protokolles wird dem
Betriebsinhaber (Betriebsleiter) zur sorgfältigen
Aufbewahrung ausgefolgt und ist den Über-
wachungsorganen über Verlangen jederzeit vorzu-
weisen. Die zweite Ausfertigung des Befund-
protokolles verbleibt in Verwahrung des Finanz-
amtes.
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(4) D e r Betriebsinhaber und seine Bediensteten
sind verpflichtet, den finanzbehördlichen Organen
bei der Untersuchung de r Erzeugungsstätte und
der Aufnahme des Befundprotokolles die erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen
Hilfsdienste und Hilfsmit te l beizustellen.

(5) D a s Finanzamt kann anordnen, daß Muster
von jeder Ar t Zündmit te l , die der Betriebsinhaber
herzustellen beabsichtigt, samt der vorgesehenen
Verpackung bei dem Finanzamte hinterlegt wer-
den. Aus den Mustern m u ß zu ersehen sein, in
welcher Weise F i rmenname und O r t des Her -
stellungsbetriebes oder das ihm zugeteilte Kenn-
zeichen (§ 3) auf den einzelnen Packungen an-
gebracht werden sollen.

§ 13 . (1) Jede Änderung der nach § 11 ange-
meldeten Betriebsverhältnisse ist vom Betriebs-
inhaber oder dessen verantwortl ichem Betriebs-
leiter, jeder Wechsel im Besitz des Herstellungs-
betriebes vom neuen Besitzer binnen einer Woche
dem F inanzamte in doppel ter Ausfertigung anzu-
zeigen. Für das weitere Verfahren gilt § 12 ent-
sprechend.

(2) Die durch die nach Abs. (1) angezeigten
Änderungen sich ergebenden Richtigstellungen des
Befundprotokolles sind in beiden Ausfertigungen
desselben ersichtlich zu machen; bei Bedarf ist ein
neues Befundprotokoll aufzunehmen.

§ 14. D e r Herstel lungsbetrieb muß so einge-
richtet sein, d a ß die Überwachungsorgane den
Gang der Herstel lung u n d den weiteren Verbleib
der steuerpflichtigen Erzeugnisse im Betriebe ver-
folgen können. Die Zündmi t te l dür fen nur in den
angemeldeten Betriebsräumen hergestellt werden.
Die V o r n a h m e de r Verpackung gilt als Teil der
Herste l lung.

§ 15 . (1) Die in dem Betrieb hergestellten steuer-
pflichtigen Erzeugnisse sind vor ihrer Wegbrin-
gung aus dem Herstellungsbetriebe am Tage ihrer
Hers te l lung auf ein Ausgangslager zu bringen.
Ihre Lagerung in anderen Räumen des Herste l -
lungsbetriebes ist unzulässig. Das Finanzamt kann
Ausnahmen zulassen sowie die Errichtung von
Ausgangslagern an mehreren Stellen des Betriebes
bewilligen.

(2) D a s Ausgangslager m u ß so gelegen und ein-
gerichtet sein, d a ß die Zündmit te l übersichtlich
ein- u n d ausgelagert werden können. Die Ein-
richtung des Lagers und die Art der Lagerung
müssen die Möglichkeit einer ordnungsgemäßen
Bestandaufnahme gewährleisten.

(3) D ie als Ausgangslager dienenden Räume sind
durch eine Tafe l m i t d e r Aufschrift „Ausgangs-
lager für Zündmi t te l " zu kennzeichnen.

§ 16. (1) Über den Z u - und Abgang an Zünd-
m i t t e l n i m Ausgangslager sind Ausgangslager-
büche r nach Mus te r 5 z u führen, die den finanz-
behördl ichen Organen ü b e r i h r Verlangen jeder-
zeit z u r Einsicht vorzulegen sind.

(2) Sind mehrere Ausgangslager zugelassen wor-
den, kann das F inanzamt die Führung mehrerer
Ausgangslagerbücher -nach Muster 5 anordnen.

§ 17. Das F inanzamt kann die Führung von
Hilfsbüchern zum Ausgangslagerbuch anordnen.
Von der Führung von Hilfsbüchern ist abzusehen,
wenn die zu betriebstechnischen oder kaufmänni-
schen Zwecken geführten Bücher die für die Über -
wachung erforderlichen Angaben einwandfrei ent-
halten und zur Einsichtnahme jederzeit bereit-
liegen.

§ 18. (1) Sollen Zündmi t t e l vom Ausgangslager
in den Betrieb zurückgenommen werden, so hat
der Betriebsinhaber dies 24 Stunden vorher dem
Finanzamt anzuzeigen. Die Zurücknahme der
Zündmit te l ist amtlich zu beaufsichtigen. Die zu -
rückgenommenen Zündmit te l sind von den in A b -
teilung 1 der Ausgangslagerbücher gebuchten ab -
zuziehen; die Zurücknahme ist in Spalte 8 der
Abteilung 1 zu bescheinigen.

(2) Das F inanzamt kann Ausnahmen zulassen.

§ 19. (1) Sollen Zündmit te l , d ie auf einem Aus-
gangslager unbrauchbar wurden, vernichtet wer-
den, so h a t dies der Betriebsinhaber spätestens
24 Stunden voher dem Finanzamte anzuzeigen.
Die Vernichtung ist amtlich zu beaufsichtigen und
in der Bemerkungsspalte der Abteilung 3 des
Ausgangslagerbuches zu bescheinigen. Die über die
Vernichtung aufgenommene Niederschrift ist als
Anlage zum Ausgangslagerbuche aufzubewahren.

(2) Das gleiche gilt, wenn Zündmit te l vernichtet
werden sollen, die in den Betrieb zurückgenom-
men und auf Ausgangslager gebracht worden sind.

(3) Gehen Zündmi t te l auf einem Ausgangslager
zugrunde, ha t der Betriebsinhaber dem Finanz-
amte dies unverzügl ich anzuzeigen. Dieses über-
prüft an Ort und Stelle die Anzeige, stellt die
zugrunde gegangene Zündmittel menge fest und
bescheinigt auf Grund der Prüfung den Abgang
der Zündmittel in der Anmerkungsspalte der
Abteilung 3 des Ausgangslagerbuches. Die hiebei
aufgenommene Niederschrift ist als Anlage zum
Ausgangslagenbuch aufzubewahren.

§ 20. (1) Die Überwachungsorgane sind
befugt, in den Herstellungs- und Lagerräumen,
solange sie geöffnet sind oder in ihnen gearbeitet
wird, jederzeit, andernfalls während der üb-
lichen Geschäftsstunden, Nachschau zu halten. Die
Befugnis zur Nachschau erstreckt sich auch auf
die mit dem Herstellungsbetriebe in Verbindung
stehenden oder an ihn angrenzenden Räume.

(2) Die Überwachungsorgane sind befugt,
sämtliche Behältnisse, die sich in den der Nach-
schau unterliegenden Räumen befinden, auf ihren
Inhal t zu untersuchen.

(3) Die Nachschau ist insbesondere darauf zu
richten, d a ß sämtliche steuerpflichtigen Fertig-
erzeugnisse auf das Ausgangslager gebracht und
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dort vorschriftsmäßig gelagert werden sowie daß
jeder Zu- und Abgang von Zündmitteln im Aus-
gangslager ordnungsmäßig gebucht wird. Außer-
dem sind die in das Ausgangslager aufgenom-
menen Pakete in Stichproben auf die Menge der
Einzelpackungen und deren Inhalt zu prüfen.

§ 21. (1) In gewissen Zeitabschnitten, minde-
stens jedoch einmal im Jahr, ist von den Über-
wachungsorganen der Ist-Bestand des Ausgangs-
lagers festzustellen und mit dem Soll -Bestand des
Ausgangslagerbuches zu vergleichen. Die Bestand-
aufnahme ist unter möglichster Berücksichtigung
der Betriebsverhältnisse unvermutet vorzunehmen.

(2) D e r Bestandaufnahme ist der Betriebsinhaber
oder Betriebsleiter zuzuziehen.

(3) Über die Bestandaufnahme ist eine vom Be-
triebsinhaber (Betriebsleiter) mitzuunterfer t igende
Niederschrift aufzunehmen. Ergeben sich bei der Be-
s tandaufnahme Fehlmengen, sind deren Ursachen
festzuhalten. Über die allfällige Steuerpflicht der
festgestellten Fehlmengen entscheidet das . F inanz-

amt. Eine Steuer ist nicht einzuheben, wenn nach-
gewiesen wird, daß die Fehlmengen auf andere
Umstände als auf die Wegbr ingung aus dem H e r -
stellungsbetriebe zurückzuführen sind (§ 196 AO.) .

(4) Nach erfolgter Bestandaufnahme ist das
Ausgangslagerbuch mit dem festgestellten Ist-
Bestand in Übereinstimmung zu bringen.

(5) D a s Finanzamt kann jederzeit Bestandauf-
nahmen anordnen, insbesondere dann, wenn Zwei-
fel an der Richtigkeit der Eintragungen im Aus-
gangslagerbuch entstehen.

§ 22. Die Finanzlandesdirektionen werden er-
mächtigt, die nach dieser Verordnung vorge-
schriebenen Muster den besonderen Verhältnissen
des einzelnen Betriebes anzupassen.

Zu § 12 des Gesetzes.

§ 23 . Diese Durchführungsverordnung t r i t t zu-
gleich mit dem Bundesgesetz vom 7. Juli 1948,
B.G.Bl. Nr. 169, in Kraft.

Zimmermann
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Muster 1

zu § 6 der Vdg.
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Muster 2

zu § 7 der Vdg.
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Muster 3

zu § 9 der Vdg.
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Muster 4

zu § 10 der Vdg.
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Muster 5

zu § 16 der Vdg.
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1 8 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 7. Juli
1948 über die Feststellung der Gesetzwidrig-
keit der Textilwarenbewirtschaftungsver-
ordnung durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 139 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 und des § 60,
Abs. (2), des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1930
wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 19. Juni 1948, Zl. V-1/48/8, festgestellt,
daß die Verordnung des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau vom 19. Juni 1947,
B. G. Bl. Nr. 164, über die Regelung des Ver-
kehrs mit Textilwaren (Textilwarenbewirtschaf-
tungsverordnung) gesetzwidrig war.

Kolb

182. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. Juli 1948, betreffend die Aufhebung
einer vom Verfassungsgerichtshof als gesetz-
widrig erkannten Bestimmung einer Ver-

ordnung.

Gemäß Artikel 139, Abs. (2), des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
des § 60, Abs. (2), des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1930 wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 16. Juni 1948, Z. V 3/48, die Bestimmung
des § 44, Abs. (1), der Verordnung der Bundes-
regierung vom 10. März 1947, B. G. Bl. Nr. 64,
zur Durchführung des Verbotsgesetzes 1947 als
gesetzwidrig aufgehoben.

Die Aufhebung tritt am Tage der Verlaut-
barung dieser Kundmachung in Kraft.

Figl

183. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 8. Juli 1948, betreffend die Feststellung
des Verfassungsgerichtshofes hinsichtlich der
Zuständigkeit zur Gesetzgebung und Voll-
ziehung in Angelegenheiten der beruflichen

Vertretungen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer auf land- und forstwirtschaftlichem

Gebiete.
Gemäß § 56, Abs. (4), des Verfassungsgerichts-

hofgesetzes 1930, B. G.Bl. Nr. 127, wird der fol-
gende Rechtssatz kundgemacht, in dem der Ver-
fassungsgerichtshof die Feststellungen seines Er-
kenntnisses vom 17. Juni 1948, Zl. K II 1/48/17,
zuammengefaßt hat.

„Die Gesetzgebung und Vollziehung in An-
gelegenheiten der beruflichen Vertretungen der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf land- und
forstwirtschaftlichem Gebiet steht nach dem
gegenwärtigen Stande der Kompetenzverteilung
gemäß Artikel 15, Abs. (1), Bundes-Verfassungs-
gesetz in der Fassung von 1929, ohne Rücksicht
auf die Art der Rechtspersönlichkeit des Betriebs-
inhabers, auf den Umfang des Betriebes und auf
die Zahl der in den Betrieben dauernd beschäf-
tigten Arbeitnehmer, den Ländern zu."

Figl

1 8 4 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Justiz vom 18. Juli 1948 über die Er-
mächtigung des Bezirksjugendamtes Deutsch-
landsberg zur Einrichtung der erweiterten
Vormundschaft für die Sprengel der Bezirks-
gerichte Deutschlandsberg, Stainz und Eibis-

wald.
Das Präsidium des Oberlandesgerichtes Graz

hat auf Grund des Bundesgesetzes vom 13. Juli
1928, B.G.Bl. Nr. 194, und der Verordnung
vom 23. Jänner 1929, B. G. Bl. Nr. 54, in der
Fassung der Verordnung vom 28. September
1932, B. G. Bl. Nr. 302, das Bezirksjugendamt
Deutschlandsberg zur erweiterten Vormundschaft
für die Sprengel der Bezirksgerichte Deutsch-
landsberg, Stainz und Eibiswald ermächtigt und
ihm die im § 3 des Bundesgesetzes vom 13. Juli
1928, B.G.Bl. Nr. 194, angeführten Befugnisse
übertragen.

Gerö
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